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So muß z. B. der Staat die Kosten für neue Eisenbahnlinien durch
Anleihen aufbringen, und es schadet das auch nichts, weil stch ja
sein Vermögen entsprechend vergrößert, die Ausgaben daherproduktiv
sind. Es können aber auch für unproduktive Zwecke, z. B. für
Deckung eines Defizits, Schulden gemacht werden, und das kann
bedenklich werden. Wenn man daher liest, ein Staat oder eine

Stadt habe so und so viele Millionen Mark Schulden — das deutsche
Reich z. B. jetzt etwa 4500 Mill. Mark, — so muß man sich immer
überlegen, welche Vermögenswerte der Staat auf der anderen Seite
hat und wieviel er daraus gewinnt.

Es wurde bereits oben gesagt, daß in der Geschichte seit dem
Ausgang des Mittelalters die Bewilligung der Steuern, Abgaben
und Anleihen die größte Rolle gespielt hat; auch heute sind diese
politischen Kämpfe noch nicht abgeschlossen. Insbesondere im
Deutschen Reich haben wir noch immer wieder erlebt, daß von der
Regierung vorgeschlagene Steuern von der Volksvertretung nicht
bewilligt wurden, und es haben sich daran wiederholt Retchstags-
auflösungen oder andere politische Wandlungen geknüpft. Die Art
dieser Kämpfe hängt zu einem großen Teile von der Verfassung des
betreffenden Landes ab. Dort, wo die Staatsverwaltung oder das
Ministerium aus dem Parlament gebildet wird und von ihm ab¬
hängig ist, pflegen die Kämpfe um Steuern nicht eine solche Rolle
zu spielen als dort, wo ein Parlament den Rücktritt eines ihm nicht
erwünschten Ministeriums lediglich dadurch erzwingen kann, daß
es ihm die verlangten Einnahmen oder Ausgaben verweigert. Man
muß sich daher jedesmal, wenn man von Steuerkämpfen in den Parla¬
menten hört, nicht nur klar machen, wie die einzelnen Steuern be¬
schaffen sind, um die gestritten wird, sondern auch, wie die ganze
Verfassung des betreffenden Landes ist. Es ist auch in den ein¬
zelnen Verfassungen verschieden geregelt, was geschieht, wenn die
Volksvertretung den Etat oder das Budget nicht annimmt, ob dann
die betreffenden Ausgaben nicht geleistet, die Steuern nicht erhoben
werden dürfen oder wie sonst etwa zu verfahren ist, — Fragen,
die im allgemeinen nur selten brennend werden, da in der Regel
der Etat friedlich zustande kommt. Geschieht dies aber nicht, so sind


